
Bundessozialgericht

- ’i’1 RLW5/79 —

Verkündet am I m N a m e n d e s V o l k e s
5. November 4980

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

O...-n......OIOQCIICOOOOCQOOO ..... ......n....ooooooocoo‚

Revisionsklägerin,

Prozeßhev01.lmä0htigteri
.... nnnnnnn ...U.OODOOIDODOOOOOO’

g e g e n

..........occooooononooO.ooooooo.. ...... ‚In...-0.0.0000,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:
................................

Der 41. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche
Verhandlung vom 5. November 4980

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landessozial—

gerichts Rheinland—Pfalz vom 25. Januar 4979 aufgehoben.

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung an
dieses Gericht zurückverwiesen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Streitig ist der Beginn eines Altersgeldes für Landwirte.

Der 1906 geborene frühere Kläger (Ehemann der jetzigen Klä—

gerin) betrieb ein landwirtschaftliches Unternehmen von rd

56 ha Fläche. Im Juli 1976 beantragte er bei der Beklagten

die Gewährung von Altersgeld. Hierzu legte er den mit der
Betriebsgemeinschaft D am 1. Juli 1976 auf neun Jahre

geschlossenen Pachtvertrag vor, dessen 5 1 Abs 1 nach dem

teilweise vorgedruckten, teilweise ergänzten Text des Ver—

tragsmustersCEinheitsvertrag für Pachtgrundstücke) wie

folgt lautet:

"Verpachtet werden folgende Grundstücke:

ha a qm
Ackerland 11 00 00 Eigenland

Ackerland 4 45 = 1/2 Eigentumsanteil

Weinberge 7 80 00 Eigenland
Obstland 11 60 00 Eigenland

54 85 00

Die einzelnen Grundstücke sind im Betriebsvermögens-

verzeichnis ”Grund und Boden' aufgeführt."

Im März 1977 vereinbarte er zusätzlich, daß die irrtümlich

im Pachtvertrag nicht aufgeführten Grundstücke mit zusammen
0,9255 ha Fläche rückwirkend ab 1. Juli 1976 in die Ver—

pachtung einbezogen seien; die Laufzeit sei dieselbe wie

beim Hauptpachtvertrag. Am 1. Juli 1977 schloß er schließ—

lich mit der Betriebsgemeinschaft D noch eine Ergän-
zungsvereinbarung, in der für die 0,9255 ha die Pachtdauer

bis zum 50. Juni 1986 festgelegt wurde. Erst hierauf gewährte

die Beklagte ihm das Altersgeld ab Juli 1977 (Bescheid vom

-}-
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8. Dezember 4977). Der frühere Kläger begehrte die Leistung

jedoch schon ab dem 4. Juli 4976.

Das Sozialgericht (SG) hat der Klage stattgegeben. Seiner
Ansicht nach ist das gesamte Unternehmen am 4. Juli 4976

abgegeben werden; so sei der wirkliche Wille der Vertrag—

schließenden nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts

zur Auslegung von Verträgen auch im Rahmen des 5 2 Abs 5

des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte (GAL) zu
verstehen. Das Landessozialgericht (LSG) hat auf die — vom
SG zugelassene — Berufung der Beklagten das Urteil aufgehoben

und die Klage abgewiesen, weil nach seiner Auffassung die
rechtswirksame Abgabe erst am 4. Juli 4977 stattgefunden

hat. Ein Jahr zuvor habe der Kläger nur rd 55 ha verpachtet

und damit zuviel Land zurückbehalten. Die rückwirkende Ein—

beziehung der 0,9255 ha sei nicht zulässig. Maßgebend sei

allein der Inhalt des ersten schriftlichen Vertrages; für

eine Erforschung des mutmaßlichen Willens der Parteien bei

Abschluß dieses Pachtvertrages nach bürgerlich—rechtlichen

Grundsätzen sei kein Raum, da der Anspruch auf Altersgeld

dem öffentlichen Recht angehöre und sich deshalb allein

nach den im GAL geforderten Voraussetzungen richte.

Mit der vom Bundessozialgericht {BSG} zugelassenen Revision

beantragt die Witwe des am 34. Juli 4979 verstorbenen frü—

heren Klägers als dessen Rechtsnachfolgerin (sinngemäß),

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung der Be—

klagten zurückzuweisen.

Sie rügt eine Verletzung von 5 2 Abs 5 Satz 2 GAL. Die Vor—
schrift knüpfe die Gewährung von Altersgeld an das Vorliegen

eines Pachtvertrages nach den @@584 ff des Bürgerlichen Ge—
setzbuches (BGB), so daß bei Auslegungszweifeln auf 5 455

BGB zurückzugreifen sei. Mit Hilfe dieser Vorschrift sei der

wirkliche Wille der Vertragschließenden dahin auszulegen,
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daß schon zum 1. Juli 1976 die Verpachtung des gesamten land—

wirtschaftlichen Grundbesitzes gewollt gewesen sei. Die ge—
forderte Schriftform sei gewahrt; eine besondere Schrift—

form des öffentlichen Rechts gebe es nicht. Daß der Anspruch

auf Altersgeld dem öffentlichen Recht angehöre, schließe die

Anwendung von Grundsätzen des bürgerlichen Rechts nicht aus.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

II

Die Revision, die die WitWe des früheren Klägers als dessen

Rechtsnachfolgerin (@ 56 Abs 1 Nr 1 Sozialgesetzbuch -SGB—
1) befugtermaßen weiterführt, ist mit der Maßgabe begründet,

daß das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zurück—

zuverweisen ist (S 170 Abs 2 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes

—SGG-);der vom LSG festgestellte Sachverhalt läßt eine ab—
schließende Entscheidung des Revisionsgerichts nicht zu.

Der Anspruch auf Gewährung des Altergeldes von Juli 1976

bis Juni 1977 ist im vorliegenden Fall allein davon abhän-

gig, ob das landwirtschaftliche Unternehmen schon zum

1. Juli 1976 ohne einen der Abgabe entgegenstehenden Rück—

behalt (@ 2 Abs 7 GAL) gem 5 2 Abs 1 Buchst o GALabgegeben
worden ist. Das hat das LSG nicht ohne weiteres deshalb ver-
neinen dürfen, weil in dem ersten schriftlichen Pachtvertrag

die streitigen 0,9255 ha nicht mit aufgeführt waren.

Nach 5 2 Abs 5 Satz 4 GAL (idF vom 44. September 1965)

—GAL 1965 -) ist Abgabe iS des Abs 4 Buchst c die Über—
gabe eines landwirtschaftlichen Unternehmens oder ein son-

stiger Verlust der Unternehmereigenschaft. Wenn mit der

Abgabe —wie hier —nicht der Übergang des Eigentums ver—
bunden ist, dann ist gemäß dem anschließenden Satz 2 die
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Abgabevoraussetzung nur erfüllt, wenn die Abgabe für einen

Zeitraum von mindestens neun Jahren nach Vollendung des

65. Lebensjahres des Unternehmers unbeschadet weitergehender

gesetzlicher Formvorschriften schriftlich vereinbart wird.

Das Gesetz sieht danach ausdrücklich die Abgabe mittels einer

Vereinbarung vor, die in der Praxis 50gar die Regel ist.

Da eine solche Vereinbarung zwischen dem Abgebenden und dem
Übernehmenden getroffen wird, stellt sie einen zivilrecht—

lichen Vertrag dar, wobei es sich meist um einen schuldrecht—

lichen PachtVertrag handelt. Demnach macht das GAL im Falle

der Vereinbarung die Leistung des öffentlich—rechtlichen

Alter8geldes von dem Abschluß eines zivilrechtlichen Ver-

trages abhängig. Trifft das aber zu, dann ist es nur folge-

richtig — soweit das GAL keine Einschränkungenmacht-—‚ Zu—
standekommen, Wirksamkeit und Inhalt der Vereinbarung (des

Vertrages) nach den Regeln des bürgerlichen Rechts zu beur—

teilen. Zu diesen gehören die für Verträge maßgebenden Aus—

legungsgrundsätze‚ die teils im BGB (55 435, 157) nieder-
gelegt und teils von der Rechtsprechung entwickelt worden

sind. Hiernach ist es aber auch bei "schriftlich" abzu-

schließenden Verträgen nicht ausgeschlossen, den Inhalt des
Vertrages im Auslegungswege unter zusätzlicher Heranziehung

von außerhalb der Vertragsschrift gegebenen Umständen zu
ermitteln (RGZ 64, 264; 455, 279. 284; BGH LM Nr 22 zu 5 453
(C); BGH WM 4967, 701; BGH MDR 1964, 855; BGH NJW 1969, 152;

Soergel, BGB, 44. Aufl, 4978, Rz 27 zu 5 455, Rz 40 zu 5 425
BGB)

.

Das GAL bietet keinen Anhalt dafür, daß eine Mitberücksichti—

gung nicht schriftlich fixierter Umstände bei den unter 5 2
Abs 5 Satz 2 fallenden Vereinbarungen unzulässig wäre. Dem
Gesetzgeber des GAL war es zwar nicht verwehrt, eine derar—

tige Abweichung vom bürgerlichen Recht bei der Festlegung

von Anspruchsvoraussetzungen des Altersgeldeszu bestimmen,
wie er zB für die Beachtlichkeit der Vereinbarung nach dem

GAL die im bürgerlichen Recht nicht geforderte Vereinbarung

- 6 -
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der neunjährigen Abgabedauer verlangt hat. Seine Forderung,

daß die Abgabe "schriftlich" zu vereinbaren sei, kann je—

doch nicht als eine gewollte Abweichung von den Auslegungs—

grundsätzen des bürgerlichen Rechts verstanden werden.

Zu Unrecht meint das LSG demgegenüber, der Gesetzgeber habe

im Neuregelungsgesetz vom 5. Juli 4964 (BGBl I 845) die
Schriftlichkeit in "Abkehr" von der vorherigen Regelung

vorgeschrieben, so daß für eine Erforschung eines mut—

maßlichenfärteiwillens"kein Raum sei. Das GAL in der Erst—

fassung von 4957 hat noch nicht von Abgabe, sondern von Über-

gabe oder Entäußerung gesprochen und in 5 2 Abs 2 bestimmt,
daß eine Verpachtung nur bei einer Pachtdauer von sechs

bzw neun Jahren als Entäußerung gilt. Dabei wurde zwar in

diesen Vorschriften selbst keine.Schriftlichkeit der Ent—

äußerung — des Pachtvertrages — verlangt; Pachtverträge

mit der genannten Vertragsdauer setzten aber schon damals

nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts (55 584 Abs 2,

566 BGB) den schriftlichen Abschluß voraus, da sie anderen—

falls nur auf unbestimmte Zeit abgeschlossen galten. Weshalb

das Wort "schriftlich" 4964 dann in den Text des GAL aufge—

nommen wurde, ist amtlich nicht begründet worden (Vgl BT—

Drucks III/4440 und 2695, jeweils zu 5 2); die Aufnahme
ist aber wohl damit zu erklären, daß künftig für jede Art

der Vereinbarung Schriftlichkeit auch dann gelten sollte,

wenn es nach bürgerlichem Recht ihrer nicht bedurfte. Für

eine "Abkehr" vom bisherigen Recht beim Verständnis des Be—

griffs "schriftlich" findet sich somit in der Entstehungs—

geschichte kein Anhalt; vielmehr war eher eine Erweiterung

der bisher für die Pachtvefträge schon geltenden Regelung

gewollt, jedenfalls aber nicht ein Ausschluß oder eine Be-

schränkung der Vertragsauslegung nach bürgerlich—rechtlichen

Grundsätzen bei den nun insgesamt schriftlich zu schlie—

ßenden Verträgen.
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Gegen ein vom bürgerlichen Recht losgelöstes eigenes Begriffs—

verständnis der Schriftlichkeit im GAL spricht ferner die sich

in 5 2 Abs 5 Satz 2 GAL findende Wörterverbindung "unbescha—

det weitergehender gesetzlicher Formvorschriften schriftlich";

denn mit den weitergehenden Formvorschriften können nur außer-

halb des GAL bestehende Formvorschriften gemeint sein, wie et—

wa die für bestimmte zivilrechtliche Vereinbarungen vorge—

schriebenen Beglaubigungen und Beurkundungen (zB bei der Ein—
räumung des Nießbrauchs, vgl BT—Drucks III/1110 aaO).

Was schließlich die von der Beklagten ins Feld geführten Be—

lange der Rechtsklarheit, Rechtssicherheit und des Schutzes

der Vertragspartner betrifft, so erzwingen diese bei den Ver—

einbarungen nach S 2 Abs 5 Satz 2 GAL ebenfalls keine Beschrän—

kung der Auslegung auf den Vertragstext. Denn diese Gesichts—

punkte sind schon für das Erfordernis der Schriftlichkeit im

bürgerlichen Recht bestimmend gewesen, ohne daß sie dort einer

über den Vertragstext hinausgreifenden Auslegung entgegenstan-

den. Diese Auslegung mag zwar für die Verwaltungspraxis der

Alterskasseh Schwierigkeitenmit sich bringen. Die Alters—
kassen werden aber damit nicht vor Probleme gestellt, die

sie nicht bewältigen könnten. Denn wenn sich ein abgebender
Unternehmer auf Umstände außerhalb des Vertragstextes berufen

darf und beruft, dann trägt er dafür die materielle Beweis—

last (Feststellungslast). Im übrigen darf das Land nicht in

seiner Bewirtschaftung verblieben sein; da sich das nachkon—

trollieren läßt, sind die Alterskassen so weitgehend vor nach—
träglichen Manipulationen geschützt.

Von seiner Rechtsauffassung aus kann der Senat aufgrund des

vom LSG festgestellten Sachverhalts hier nicht abschließend

entscheiden, ob der frühere Kläger zum 4. Juli 1976 das Unter-

nehmen im gesamten Umfang verpachtet hat. Diese Folgerung kann
entgegen der Revisionsbegründungnicht schon aus der Vertrags—

urkunde gezogen werden. Dafür reichen die dortige Bezugnahme
auf das Betriebsvermögensverzeichnis und ein fehlender Vorbe—
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halt für die streitige Fläche nicht aus. Sie können allen—

falls Zweifel erwecken, wohin der wirkliche Wille der Ver—

tragsparteien ging. Die Klägerin hat aber außerdem auf den

Inhalt des Altersgeldantrages, auf die späteren Vereinba—

rungen und auf die "tatsächlich uneingeschränkte Übernahme"

hingewiesen. Darüber hinaus könnten noch sonstige Umstände
(zugunsten oder zuungunsten der Klägerin) von Bedeutung

sein. Da das LSG Von seiner Sicht Feststellungen in dieser

Richtung für entbehrlich hielt, der Senat als Revisions—

gericht sie jedoch nicht treffen kann, muß der Rechtsstreit

nach alledem zur weiteren Verhandlung und Entscheidung an
das LSG zurückverwiesen werden.

Die Entscheidung über die Kosten des Revisions- und des

vorangegangenen Beschwerdeverfahrens bleibt dem abschlie-

ßenden Urteil vorbehalten.
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